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MEGA-BEHÖRDE VERHINDERN –
LANDESIMMOBILIEN ERFOLGREICH
ENTWICKELN
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Zum „Entwurf eines Gesetzes zur Zusammenführung des staatlichen Hochbaues
mit den immobilienbezogenen Aktivitäten des Landes“ erklärt die Sprecherin für
Bau und Verkehr in der Parlamentarischen Arbeitsgruppe beim Landesvorstand
der FDP Sachsen-Anhalt:

Die Landesregierung plant, sämtliche Liegenschaften des Landes und alle
Bereiche der Hochbauverwaltung in einer Mega-Behörde zusammenzuführen.

Damit verbunden ist der Anspruch, „Haushaltsbelastungen in den Bereichen
Liegenschafts-management und Staatshochbau deutlich reduzieren“ und „eine
nutzerorientierte organisato-rische Optimierung“ zu erreichen.

https://fdp-harz.de/blog/tag/behuerde/
https://fdp-harz.de/blog/tag/immobilien/
https://fdp-harz.de/blog/tag/land/
https://fdp-harz.de/blog/tag/lsa/
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Nutzerorientierung ist der allgemeinen Lebenserfahrung nach jedoch gerade nicht
das We-sensmerkmal großer Behörden. Die Einführung zusätzlicher
hierarchischer Ebenen dürfte kaum zu mehr Eigenverantwortung,
Entscheidungsfreude und Motivation der Mitarbeiter beitragen. Statt dessen muss
befürchtet werden, dass die Beschäftigung der Verwaltung mit sich selbst
überproportional zunimmt und sich Entscheidungswege unnötig verlängern.

Es ist kaum anzunehmen, dass es dadurch tatsächlich zu einer Effektivierung bei
der Instandhaltung und Entwicklung landeseigener Immobilien kommt, zumal sich
bereits die bisherige – relativ übersichtlich strukturierte – Liegenschaftsverwaltung
des Landes immer wieder als ein Quell des Ärgers erwiesen hat. Die durch Fusion
des Landesbetriebes Bau mit dem Landesbetrieb Liegenschafts- und
Immobilienmanagement Sachsen-Anhalt (LIMSA) entstehende Mega-Behörde
dürfte nach bürokratie-theoretischen Ansätzen diesen Ärger potenzieren.

Im Übrigen ist das Konzept dem Vernehmen nach auch zwischen den
Koalitionspartnern CDU und SPD noch umstritten. So musste eine erste
Kabinettsvorlage des Finanzministers nach Intervention des Verkehrsministers
zurückgezogen werden.

Statt sofort Schritte zur Errichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts einzuleiten,
soll nun lediglich ein entsprechendes Konzept erarbeitet werden. Mittelfristiges
Ziel der Landesregierung bleibt es aber, das Bau- und Immobilienmanagement in
eine eigenständige Anstalt umzuwandeln, womit es parlamentarischer Kontrolle
künftig ent-zogen wäre. Die FDP Sachsen-Anhalt lehnt den Gesetzentwurf in der
vorliegenden Form ab.


